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Arbeitsunfähigkeit 

Krankschreibungen setzen wieder eine  
ärztliche Untersuchung voraus – 
Befristete Ausnahmeregelung zur tele- 
fonischen Anamnese wird nicht verlängert 
Berlin, 17. April 2020 – Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) 
hat am Freitag in Berlin beschlossen, dass die befristete Ausnahmere-
gelung zur telefonischen Feststellung von Arbeitsunfähigkeit bei leichten 
Atemwegsbeschwerden am 19. April 2020 nicht verlängert wird. Damit 
gilt ab dem 20. April 2020 wieder, dass für die ärztliche Beurteilung, ob 
eine Versicherte oder ein Versicherter arbeitsunfähig ist und eine ent-
sprechende Krankschreibung erhält, eine körperliche Untersuchung not-
wendig ist. 

Dazu erklärte Prof. Josef Hecken, unparteiischer Vorsitzender des Ge-
meinsamen Bundesausschusses: 

„Die befristete Ausnahmereglung, dass eine Arbeitsunfähigkeit auch 
nach einer telefonischen Befundaufnahme von der Ärztin oder dem Arzt 
bescheinigt werden kann, diente angesichts der dynamischen und nicht 
abschätzbaren Entwicklungen im Zusammenhang mit der Coronavirus-
Pandemie dazu, Vertragsarztpraxen ad hoc zu entlasten und die Gefahr 
der Ausbreitung des Virus zu verringern. 

Die Dynamik der Neuinfektionen konnte zwischenzeitlich durch die strik-
ten Abstands- und Hygieneregeln in allen Bereichen des täglichen Le-
bens – aber natürlich vor allem auch in den Arztpraxen – deutlich ver-
langsamt werden. Die Behelfsregelung kann deshalb ohne Gefahr einer 
Erhöhung des Infektionsrisikos für Patientinnen und Patienten oder Ärz-
tinnen und Ärzte zum vorgesehenen Termin auslaufen – dies entspricht 
den behutsamen und strukturierten Schritten der Lockerung, die Bund 
und Länder jüngst beschlossen haben. 

Die persönliche und unmittelbare Anamnese muss nun wieder zwingend 
erfolgen, um eine Krankschreibung zu erhalten. Das ist vor allem dann 
wichtig, wenn es um Erkrankungen geht, die nur durch persönliche ärzt-
liche Untersuchung umfassend und präzise erkannt werden können. 

Unbenommen davon gilt auch weiterhin, dass Versicherte bei typischen 
COVID-19-Symptomen, nach Kontakt zu COVID-19-Patienten und bei 
unklaren Symptomen von Infektionen der oberen Atemwege vor dem 
Arztbesuch telefonisch Kontakt zur Praxis aufnehmen und das weitere 
Vorgehen besprechen.“ 
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Hintergrund: Anamnese zur Feststellung einer Arbeitsunfähigkeit 

In der Arbeitsunfähigkeits-Richtlinie (AU-RL) des G-BA ist festgelegt, 
welche Regeln für die Feststellung und Bescheinigung der Arbeitsunfä-
higkeit von Versicherten durch Vertragsärztinnen und Vertragsärzte so-
wie im Rahmen des Entlassmanagements aus dem Krankenhaus gel-
ten. Grundsätzlich gilt, dass die Beurteilung der Arbeitsunfähigkeit und 
ihrer voraussichtlichen Dauer sowie die Ausstellung der Bescheinigung 
nur aufgrund einer ärztlichen Untersuchung erfolgen darf. 

Anlässlich der gegenwärtigen COVID-19-Pandemie hatte der G-BA mit 
Beschluss vom 20. März 2020 eine befristete Sonderregelung zur telefo-
nischen Feststellung der Arbeitsunfähigkeit in § 4 Absatz 1 der AU-RL 
aufgenommen. Die Geltungsdauer der Sonderregelung wurde mit Be-
schluss vom 27. März 2020 bis zum 19. April 2020 verlängert und zu-
dem auf eine Krankschreibungsmöglichkeit von bis zu 14 Kalendertagen 
erweitert. 

Hinweise für Vertragsarztpraxen zur Vorgehensweise bei einem Ver-
dacht auf eine SARS-CoV-2-Infektion stellt die Kassenärztliche Bundes-
vereinigung auf ihrer Website zur Verfügung: 
Coronavirus – Informationen für Ärztinnen, Ärzte und Praxispersonal 

 
Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) ist das oberste Beschlussgremium der gemein-
samen Selbstverwaltung der Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, Psychothera-
peutinnen und Psychotherapeuten, Krankenhäuser und Krankenkassen in Deutschland. Er be-
stimmt in Form von Richtlinien den Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV) für etwa 70 Millionen Versicherte. Der G-BA legt fest, welche Leistungen der medizini-
schen Versorgung von der GKV übernommen werden. Rechtsgrundlage für die Arbeit des G-BA 
ist das Fünfte Buch des Sozialgesetzbuches (SGB V). Entsprechend der Patientenbeteiligungs-
verordnung nehmen Patientenvertreterinnen und Patientenvertreter an den Beratungen des  
G-BA mitberatend teil und haben ein Antragsrecht. 

Den gesundheitspolitischen Rahmen der medizinischen Versorgung in Deutschland gibt das 
Parlament durch Gesetze vor. Aufgabe des G-BA ist es, innerhalb dieses Rahmens einheitliche 
Vorgaben für die konkrete Umsetzung in der Praxis zu beschließen. Die von ihm beschlossenen 
Richtlinien haben den Charakter untergesetzlicher Normen und sind für alle Akteure der GKV 
bindend. 

Bei seinen Entscheidungen berücksichtigt der G-BA den allgemein anerkannten Stand der medi-
zinischen Erkenntnisse und untersucht den diagnostischen oder therapeutischen Nutzen, die 
medizinische Notwendigkeit und die Wirtschaftlichkeit einer Leistung aus dem Pflichtkatalog der 
Krankenkassen. Zudem hat der G-BA weitere wichtige Aufgaben im Bereich des Qualitätsmana-
gements und der Qualitätssicherung in der ambulanten und stationären Versorgung. 
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